
Von Helga Zepp-LaRouche
Man stelle sich vor: Ein Bankdi-
rektor lädt eine Bande von Räu-
bern ein und übergibt ihnen 
Schlüssel und Sicherheitscodes 
der Filialen der Bank. Daraufhin 
rauben diese die Filialen aus. 
Nun verlangt der Bankdirektor, 
daß die leidtragenden Kunden 
nicht nur den Verlust akzeptie-
ren und der Bank ein Schmer-
zensgeld zahlen, sondern auch 
noch für die Spesen der Räuber 
aufkommen sollen, während er 
den Räubern weitere Tips gibt, 
wie sie Wetten auf die dadurch 
zu erwartende Insolvenz der 
Kunden abschließen und ange-
sichts deren vorgezogenen Ab-
lebens in den Genuß ihrer Le-
bensversicherungen kommen 
können.

Die Herren, die 2004 die 
Hedgefonds nach Deutschland 
einluden und die die gleichen 
sind, die jetzt tatenlos zusehen, 
wie diese Fonds nicht nur gegen 
Griechenland, sondern auch 
auf den Kollaps des Euros spe-
kulieren und dann verlangen, 
daß die Steuerzahler für den 
Schaden aufkommen und die 
Bevölkerung den Gürtel enger 
schnallen sollen, haben eine 
frappierende Ähnlichkeit mit 
jenem Bankdirektor. Deutsch-
land ist wahrlich unter die Räu-
ber gefallen!

Wenn ein chaotischer Zusam-
menbruch des Euro mit kata-
strophalen Auswirkungen für 
die Realwirtschaft und den Le-
bensstandard der Bevölkerung 
verhindert werden soll, dann 
müssen die Regierungen in Eur-
opa sofort einen Glass-Steagall-
Standard einführen, d.h. es muß 
eine strikte Brandmauer zwi-
schen Geschäftsbanken und In-
vestmentbanken neu errichtet 
werden. Die Spekulation von Fi-
nanzholdinggesellschaften, 
Hedgefonds, Beteiligungsgesell-
schaften etc. muß absolut abge-
trennt werden von den Einlagen 
und Kreditvergaben der Ge-
schäftsbanken. Für den Fall, daß 
sich die im Hochrisiko-Bereich 
tätigen Finanzinstitutionen ver-
zocken, müssen sie für die Kon-
sequenzen selber geradestehen. 
Dem Steuerzahler darf nicht 
länger zugemutet werden, für 

die Spielschulden professionel-
ler Spieler aufkommen zu müs-
sen.

Falls es kurzfristig unmöglich 
sein sollte, feste Wechselkurse 
zu etablieren, dann muß umge-
hend die Währungsspekulation 
unter Strafe gestellt werden. Es 
ist nicht einzusehen, daß Top-

Manager der größten Hedge-
fonds beim gemütlichen Diner 
in Manhattan gemeinsam be-
schließen, auf einen Kollaps des 
Euro bis zu einem Parity-Betrag 
mit dem Dollar zu spekulieren, 
und so das volkswirtschaftliche 
Vermögen der Bevölkerung, die 
das Unglück hat, in der Eurozo-

ne zu wohnen, um ein Viertel 
oder ein Drittel zu zerstören.

Die Bundesregierung ist akut 
aufgerufen, mit der Einführung 
des Glass-Steagall-Standards 
und dem Verbot von Währungs-
spekulation Schaden vom deut-
schen Volk abzuwenden, wie es 
gemäß ihrem Amtseid ihre Auf-
gabe ist! Wenn es Bundeskanz-
lerin Merkel, die den Euro of-
fenbar zum ersten Mal in einer 
schwierigen Situation sieht, 
wirklich um die Nachhaltigkeit 
der Haushalte geht, dann liegt 
hier „das Problem, das bei der 
Wurzel gepackt“ werden muß.

Wie das Wall Street Journal be-
richtete, trafen sich am 8. Fe-
bruar die Chefs einiger der größ-
ten Hedgefonds zu einem priva-
ten Diner in einem Stadthaus in 
Manhattan und einigten sich 
dort auf eine spekulative Attac-
ke auf den Euro. Da der Euro 
mittelfristig bis auf Parität zum 
Dollar fallen werde, ließe sich 
jetzt „eine Menge Geld“ ma-
chen, wird Hans Hufschmid, 
Ex-Direktor von Salomon Brot-
hers und jetzt Chef des Hedge-
fonds GlobeOp Financial Ser-
vices SA, zitiert.

Eingeladen hatte zu dem „Ide-
en-Diner“ das Investment- und 

Brokerhaus Monness, Crespi, 
Hardt & Co. Anwesend soll auch 
David Einhorn, Gründer von 
Greenlight Capital, gewesen 
sein, ebenso wie Aaron Cowen, 
Manager von SAC Capital, der 
sämtliche Lösungsansätze für 
Griechenland als negativ für 
den Euro eingeschätzt habe. 
Ebenfalls vertreten waren Soros 
Fund Management und Brigade 
Capital.

Das Treffen fiel laut Financial 
Times Deutschland zeitlich zu-
sammen mit dem rapiden An-
stieg der Euro-Nettoverkaufspo-
sitionen an den Terminmärk-
ten. In der gleichen Woche klet-
terte die Anzahl der Kontrakte, 
mit der Händler an der Chicago 
Mercantile Exchange (CME) auf 
den Kursverfall des Euro wette-
ten, auf 60.000, und damit auf 
die höchste Anzahl seit Einfüh-
rung des Euro, urteilten die 
Währungsstrategen von Mor-
gan Stanley in einem Research-
bericht. Drei Tage nach dem Di-
ner fiel der Kurs des Euro auf 
unter 1,36 $. - im Dezember 
hatte er noch bei 1,51$ gele-
gen.

Weltweit erreichten die Trans-
aktionen im Januar mit 820.000 
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Von Helga Zepp-LaRouche
Die Wähler in NRW tun gut dar-
an, sich vor der Wahl ein unge-
schminktes Bild davon zu ma-
chen, was Schwarz-Grün in ei-
nem Bundesland bedeutet, das 
ohnehin das größte Opfer des 
Paradigmawandels geworden ist: 
NRW hat sich von einer Region 
mit hochmoderner und dichter 
Industrie- und Infrastruktur in 
eine Gegend verwandelt, in der 
das Bild vieler Städte von Indu-
striemuseen und zu Kasinos, 
Banken oder Versicherungsbü-
ros umgebauten früheren Fa-
brikanlagen dominiert wird. 
Statt den Transrapid in Verbin-
dung mit dem CargoCap zu bau-
en, wurden große Teile NRWs 
zur „Feinstaubzone“ erklärt, 
während gleichzeitig  die Staus 
auf den Autobahnen immer län-
ger werden.

Die CDU hat nur ein Ziel in 
NRW: den Machterhalt für Mi-
nisterpräsident Rüttgers. Da 
Zweifel bestehen, ob die FDP in 
NRW die Fünf-Prozent-Hürde 
schafft bzw. genügend Stimmen 
für eine Koalition mit der CDU 
erhält, profiliert sich Umwelt-
minister Norbert Röttgen mit 
voller Unterstützung von Frau 
Merkel als Befürworter eines 
schnellstmöglichen Abschal-
tens noch im Betrieb befindli-
cher Kernkraftwerke – als deut-
liches Signal an die Grünen.

Das Problem ist nur, daß 
schon bei dem im Jahr 2000 
von Rot-Grün beschlossenen 

Atomausstieg allen Beteiligten 
klar war, daß die Energieversor-
gung in Deutschland ohne 
Atomstrom nicht gewährleistet 
ist; die dann fehlende Energie 
kann im modernen Industrie-
staat Deutschland auf keinen 
Fall durch erneuerbare Energie-
quellen ersetzt werden, es sei 
denn, man betoniert das ganze 
Land mit Windrädern zu - dann 
wäre aber kein Platz mehr für 
Industrie, Landwirtschaft, Städ-
te, Wälder und Menschen. Oder 
man macht sich von völlig 
überteuerten und krisenanfälli-
gen Importen abhängig.

Auf einer „Experten“-Anhö-
rung der grünen Bundestagsfrak-
tion am 11. Februar in Berlin 
gaben die Teilnehmer offen zu, 
daß niemand auch nur eine blas-
se Ahnung hat, wie die Energie-
versorgung nach dem Abschal-
ten von Kernkraftwerken und (!) 
Kohlekraftwerken – denn beides 
ist das erklärte Ziel der Grünen –, 

aussehen soll. Denn Strom läßt 
sich nicht speichern, nachts 
scheint keine Sonne, und der 
Wind bläst auch nicht immer. 

Daß die Absicht der Grünen 
ernst zu nehmen ist, auch exi-
stierende Kohlekraftwerke abzu-
schalten und den Bau von neu-
en zu verhindern, kann man in 
Hamburg studieren. Dort war 
die Genehmigung für das Kohle-
kraftwerk Moorburg einer der 
Knackpunkte bei den schwarz-
grünen Koalitionsverhandlun-
gen. Derzeit sind in NRW sieben 
Kohlekraftwerke in Bau oder Pla-
nung. Keines dieser Kraftwerke 
hat bereits die endgültige Be-
triebsabnahme. Es könnte also 
das gleiche passieren wie mit 
dem Schnellen Brüter in Kalkar, 
dessen Inbetriebnahme der frü-
here Ministerpräsident Rau sei-
nerzeit noch nach der Fertigstel-
lung verweigerte. Da die CDU in 
NRW keine starke Affinität zur 
Kohle hat und die Länder weit-

gehend Genehmigungshoheit 
für die Errichtung und die Zu-
ständigkeit für die Betriebsüber-
wachung haben, kann starker 
Druck auf die einzelnen Kraft-
werke ausgeübt werden. Dies ist 
absolut zu erwarten, wenn die 
Grünen erst einmal mit in der 
Regierung sitzen.

Die Entscheidung über den 
Weiterbetrieb der Kernkraftwer-
ke, die alle in anderen Bundes-
ländern stehen, soll nach der 
Wahl in NRW fallen. Wenn es 
dann eine Achse NRW-Hamburg 
von schwarz-grünen Regierun-
gen gäbe, wäre dies der sichere 
frühe Ausstieg aus der Kernener-
gie und bedeutete eine höchst 
ungewisse Zukunft für die Koh-
lekraftwerke. Solange die CDU 
in der Opposition oder in einer 
Koalition mit der FDP war, ver-
trat sie zumindest dem Anschein 
nach eine industriennahe Ener-
giepolitik. Der Preis für die Koali-
tion mit den Grünen wäre in je-
dem Fall der Verzicht darauf. 

Zum Glück gibt es mit der Bü-
So, die in NRW am Landtags-
wahlkampf teilnimmt, eine Par-
tei, die für wissenschaftlichen 
und technologischen Fortschritt 
und die Reindustrialisierung 
Deutschlands im Kontext eines 
neuen Kreditsystems und einer 
neuen gerechten Weltwirt-
schaftsordnung steht.

Wenn Deutschland eine 
Chance haben soll, dann wäh-
len Sie die BüSo in den Landtag 
von NRW!

Fragen an die Spitzenkandidatin? 
Senden Sie Ihre Fragen an: 

kasia@bueso.de

Die Landesvorsitzende und Spitzenkandidatin der BüSo  
in NRW, Katarzyna Kruczkowski
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Schwarz-grün in NRW?
Dann sag Deutschland ade!



Kontrakten am Tag im Nomi-
nalwert von 108 Milliarden 
neue Spitzenwerte - eine Steige-
rung zum Vorjahr um 78%. Da-
bei war zunehmend eine Ten-
denz bei den Marktteilnehmern 
zu erkennen, auf eine Schwä-
chung des Euro-Kurses zu wet-
ten.

Gleichzeitig verschärften die 
Hedgefonds die griechische 
Schuldenkrise, indem sie den 
Markt für sogenannte Credit 
Default Swaps (CDS) nutzten, 
um das Land anzugreifen - ein 
Umstand, der inzwischen laut 
griechischen Presseberichten 
vom griechischen Geheim-
dienst EYP untersucht wird. In-
zwischen haben viele Fonds ih-
re Gewinne ins Trockene ge-
bracht und sind aus den grie-
chischen CDS wieder ausgestie-
gen. Sie fokussieren nun auf 
andere Länder - allen voran auf 
Spanien. 

Die griechische Bevölkerung 
soll die Suppe auslöffeln, wenn 
sie sich denn noch Suppe lei-
sten kann. EU, EZB und die 
deutsche Regierung (ausgerech-
net Herr „True Sale Internatio-
nal“ Asmussen; siehe Räuber-
Geschichte am Anfang) machen 
Druck, daß die griechische Re-
gierung ein drakonisches Spar-
paket durchsetzt. Vorgesehen 
sind tiefe Einschnitte im Ge-
sundheitssektor, bei den Ren-
ten, bis zu 300 Euro (!) Gehalts-
kürzungen im öffentlichen 
Dienst, höhere Mehrwertsteuer 
und Benzinsteuer, höhere Preise 
für Strom, Wasser, Gas, Trans-
port. 40.000 Jobs sollen im öf-
fentlichen Dienst gestrichen 
werden, tiefe Einschnitte beim 
Arbeitsmarkt und Sozialsyste-
men, Krankenhauskosten sol-
len um 30% gekürzt werden! 
Gleichzeitig verweigern deut-
sche Großbanken weiteren Kre-
dit. Kein Wunder also, wenn die 
Wut der griechischen Bevölke-
rung gegen EU und Deutsch-
land wächst und inzwischen zu 
einem Boykott deutscher Wa-
ren aufgerufen wird.

Dabei ist der völlig übertriebe-
ne Fokus der Medien auf Grie-
chenland eine bewußte Irrefüh-
rung, die davon ablenken soll, 
daß die griechische Staatsver-
schuldung relativ gering ist und 
das viel größere Problem der 
Bankrott Großbritanniens und 
damit zusammenhängend die 
spanische Verschuldung ist. Im-
merhin bezeichnete der frühere 
Partner von George Soros, Jim 
Rogers, das Pfund Sterling ge-
genüber dem Guardian als „hoff-
nungslosen Fall“, die vergleichs-

weise schwächste Währung, die 
gegenüber allen Währungen 
mit der Ausnahme des Dollars 
von Simbabwe massiv abgewer-
tet habe. Der Daily Telegraph 
hatte schon vor Wochen darauf 
hingewiesen, daß Großbritan-
nien weitaus schlechter dasteht 
als Griechenland.

Wer aber denkt, daß der relati-
ve Anstieg des Dollars gegen-
über Euro und Pfund auf eine 

Stärke dieser Währung schlie-
ßen ließe, der irrt gewaltig. 
Denn die Entscheidung von 
Fed-Chef Bernanke, die Zinsen 
fast bei Null zu lassen, ist natür-
lich durch den desolaten Zu-
stand der US-Wirtschaft moti-
viert. Außer Vermont sind alle 
anderen 49 Staaten der USA to-
tal bankrott, die Arbeitslosigkeit 
liegt nicht den offiziellen 10%, 
sondern real bei ca. 30%! Die 
Zwangsversteigerungen gehen 
in Millionenhöhe weiter, die 
Zeltstädte wachsen, die Wut der 
Bevölkerung auf den Präsiden-
ten, der kein einziges Verspre-
chen gehalten hat, und den 
Kongreß, von dem sich die Leu-
te verraten fühlen, wächst 
auch.

Die Nullzinsen wiederum ha-
ben einen massiven Dollar-Car-
ry-Trade entstehen lassen, bei 
dem Spekulanten quasi zu null 
Prozent Kredite in den USA auf-
nehmen, um dann in anderen 
Märkten in höher verzinste An-
lagen z.B. in Schwellenländer-
Aktien, -Anleihen oder Rohstof-
fe zu investieren. Einmal abge-
sehen davon, daß dieser Carry 
Trade z.B. zu Lasten der Bevöl-
kerung dieser Schwellenländer 
geht: durch den relativen An-
stieg des Dollars seit Jahresbe-
ginn um 8% haben jetzt Inve-
storen begonnen, ihre Positio-
nen in diesen Anleihen oder 
Rohstoffen wieder aufzulösen, 
was eine Abwärtsspirale an den 
Kapitalmärkten auszulösen 
droht. Für den stellvertretenden 
Gouverneur der chinesischen 
Zentralbank, Zhu Min, reprä-
sentiert dieser Dollar-Carry-
Trade das größte Risiko für 2010, 
wie er in Davos unterstrich. Aus 
der Kombination von Euro-
Shortpositionen und der Auflö-
sung von Dollarverkaufsposi-
tionen könnte sich sehr schnell 
eine Panik entwickeln. 

Sowohl das Festhalten Bern-
ankes an der Quasi-Nullzinspo-
litik in den USA, wie auch die 
Überlegungen, die Staatspleiten 
in der Eurozone durch Euro-
bonds oder ähnliche Instru-
mente zu verzögern, schüren 
die Inflation bis zur Hyperinfla-
tion wie 1923, nur diesmal welt-

weit. Und natürlich ist die Geld-
entwertung ein weiterer - dies-
mal letzter - Versuch, das Pro-
blem auf die Bevölkerung abzu-
wälzen, deren Ersparnisse, Ren-
ten, erarbeitetes Lebenseinkom-
men damit letztlich gestohlen 
wird. Man kann sicher sein, das 
auch hier die Megaspekulanten 
ihr Schäfchen längst in der 
Form von Sachwerten ins Troc-
kene gebracht haben.

Während Euro-Skeptiker bis 
vor kurzem Gefahr liefen, auf 
dem Scheiterhaufen der freien 
Marktwirtschaft verbrannt zu 
werden, läßt sich die Debatte, 
daß der Euro eine Fehlkonstruk-

tion war, nicht mehr unterdrüc-
ken. So schrieb ausgerechnet 
die FAZ in ihrer Sonntagsausga-
be vom 21. Februar unter der 
Überschrift; „Haut den Euro in 
die Tonne!“, über eine Ausein-
andersetzung über das Pro und 
Contra selbst in der FAZ-Redak-
tion. „Auch Griechenland wäre 
heute besser dran ohne den Eu-
ro“, heißt es da, und: „Heute 
zeigt es sich, daß die Einführung 
des Euro ein schwerer Fehler 
war. Was keiner den Kritikern 
geglaubt hat, läßt sich jetzt in 
der Realität besichtigen: Eine 
Währungsunion ohne (wirt-
schafts-) politische Integration 
ist von Übel. Der zentrale Punkt: 
Mit der Einführung des Euro ist 
die Möglichkeit entfallen, wirt-
schaftspolitische Schwierigkei-
ten durch schwankende Wech-
selkurse abzupuffern.“ etc.

Inzwischen geht der Trend 
der Räuberbande in Richtung 
Europäischer Wirtschaftsregie-
rung, (wieso sollen die Finanz-
minister oder Regierungschefs 
kollektiv plötzlich weiser sein, 
als individuell?), oder dahin, 
den IWF mit der Weltregierung 
zu beauftragen, damit dann 
wirklich brutale Sparpolitik 
durchgesetzt werden kann. Ha-

ben diese Dilettanten denn 
wirklich gar nichts aus den Feh-
lern von Brüning gelernt?

Die einzig sinnvolle Alternati-
ve besteht darin, sofort den 
Glass-Steagall-Standard in Euro-
pa und mit möglichst vielen 
Partner-Staaten weltweit durch-
zusetzen. Der nächste Schritt 
muß sein, staatliche Kredite für 
Industrie und Landwirtschaft 
zur Verfügung zu stellen und 
die Produktion von realen Gü-
tern in Gang zu halten oder zu 
setzen. Spielschulden sind das 
Problem derer, die sie verursacht 
haben, nicht das von uns Steu-
erzahlern. Nachhaltige Haus-
halte sind die, in denen das or-
ganisierte Verbrechen (siehe 
Treffen in Manhattan) daran ge-
hindert wird, den Rentnern ihre 
Groschen zu entwenden.

Es ist ein Hoffnungszeichen, 
daß Frau Merkel sich endlich 
um den Euro sorgt. Aber dann 
sollte sie den Herrn Asmussen 
entlassen, eine offene Debatte 
über die Motive hinter dem Kli-
maschwindel erlauben und sich 
von Experten erklären lassen, 
wie Deutschland als Industrie-
nation mit Sonnen- und Wind-
energie aussehen soll. Ist sie 
nun Physikerin, oder nicht?
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Ach, wie haben Einsparfanatiker, 
Heuschreckenfonds und Radikal-
ökologen und andere Technikfein-
de doch Nordrhein-Westfalen, das 
einstige industrielle Herz Deutsch-
lands, in den vergangenen Jahr-
zehnten heruntergewirtschaftet! 
In den früheren Industrieanlagen 
plärren heute Rockmusiker, in den 
Schachtanlagen werden die neue-
sten Plastikmodelle rekonstruier-
ter Saurier zur Schau gestellt, und 
wo einmal der Schnelle Brüter in 
Betrieb gehen sollte, kann man 
Karussell fahren. Nur diejenigen, 
die nach 1945 den Morgenthau-
plan durchsetzen und Deutsch-
land zum ärmlichen Agrarland 
machen wollten, können sich über 
diese Zustände die Hände reiben. 
Nur die rheinischen und westfäli-
schen Regionen, aus denen man 
nach dem Krieg das neue Bundes-
land Nordrhein-Westfalen als mit 
Abstand größtes Bundesland zu-
sammenfügte, sind noch nicht 
völlig entindustrialisiert, und es 
gibt immer noch genügend Wäh-
ler unter den 17 Millionen NRW-
Bürgern, die sich der anhaltenden 
Demontage widersetzen und eine 
industrielle Zukunft wollen. Für 
diese Bürger ist die BüSo derzeit 
die einzige Partei, die wählbar ist, 
während die anderen Parteien, 
wenn sie nicht schon längst grün 
sind, zunehmend vergrünen - wie 
jetzt für jeden sichtbar auch die 
CDU mit ihrem neuen Kurs. 

Größter Binnenhafen  
der Welt

Genau genommen hat NRW 
gute Voraussetzungen für eine 
neue tragende Rolle als Produ-
zent und Ideenlieferant für den 
Wiederaufbau der Weltwirt-
schaft nach dem Bankrott des 
monetaristischen Banken- und 

Finanzsystems, den wir gerade 
erleben. 

NRW hat in Duisburg-Ruhrort 
an der Rheineinmündung der 
Ruhr immer noch den größten 
Binnenhafen der Welt, auf dem 
zuletzt trotz Weltwirtschafts-
krise 50 Millionen Tonnen an 
Fracht umgeschlagen wurden 
und immer noch mehr als 
30.000 Menschen Arbeit fan-
den. 

Ist der Hafen erst einmal da-
von befreit, lediglich Um-
schlagplatz für die Güter zu 
sein, die heute noch von der 
Globalisierung hineingespült 
oder von hier abgerufen wer-
den, ohne daß ein großer Teil 
der Menschheit einen wirkli-
chen Nutzen davon hat, kann 
er zum Ausgangspunkt für den 
Transport von Gütern werden, 
die wirklich dem Aufbau einer 
neuen, gerechten und mensch-
lichen Weltwirtschaftsordnung 
dienen. Der Hafen soll künftig 
mehr als nur Umschlagplatz 
sein; er kann direkt zum Kern 
der Reindustrialisierung Nord-
rhein-Westfalens werden mit 
der Ansiedlung neuer Industri-
en und der Beschäftigung von 
mehr Arbeitern und Ingenieu-
ren als jemals zuvor. 

Innovative 
Transportsysteme

Mit der Verkehrsinfrastruktur 
wird der erste Schritte zur Re-
industrialisierung getan. An 
immerhin vier Standorten in 
NRW (Bochum, Paderborn, 
Kamen und Düsseldorf) sind 
Transportsysteme, die wie der 
Transrapid auf Magnetschwe-
bebasis arbeiten, entworfen 
worden - sie müssen nur end-
lich zur Anwendung kommen. 

Der in Bochum entwickelte 
CargoCap könnte den Anfang 
machen mit einer unterirdi-
schen Betonröhrentrasse vom 
dortigen Opel-Werk zum Duis-
burger Hafen, über die Lastka-
binen Standardpaletten mit 
gewalzten Blechen, vorgefer-
tigten Bauteilen und anderen 
Materalien schnell, lärmarm 
und ohne Belastung des ober-
irdischen Verkehrs rund um 
die Uhr transportieren. Andere 
Betriebe könnten ebenso mit 
dem Hafen wie auch unterein-
ander mit dem CargoCap, von 
dem auch Varianten mit grö-
ßerer Ladekapazität gefertigt 
werden können, verbunden 
werden. 

Gleichzeitig kann der in Düs-
seldorf entwickelte PeopleCar-
goMover, ein Magnetbahnsy-
stem, bei dem die Zugsysteme 
seitlich entlanggeführt werden 
und sowohl Passagiere wie 
Standardcontainer befördern 
können, auf Trassen, die platz-
sparend auf den Mittelstreifen 
der Autobahnen errichtet wer-
den, zum Einsatz kommen. 

In den Gebieten mit dichter 
Ballung an Bevölkerung und 
Bebauung wäre die in Kamen 
von IAT (Innovative Access Team) 
entwickelte doppelstöckige 
Magnetschwebebahn ein ge-
eignetes Verkehrsmittel. Das in 
Paderborn entwickelte RailCab-
System mit seinen automatisch 
gesteuerten Kabinen könnte 
innerhalb der Ballungsräume 
wie auch zwischen den Städten 
im Individual- und Kleinlast-
verkehr zum Einsatz kommen. 
Als reguläres Hochgeschwin-
digkeitssystem für den Massen-
transport kann dann der Trans-
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Von Duisburg zum Mars
Von Rainer Apel
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rapid zwischen den größeren 
Städten verkehren. 

Bei guter und genauer Abstim-
mung der jeweiligen Vorteile der 
geschilderten Systeme kann die 
Verkehrsinfrastruktur in NRW 
(und nicht nur dort) so ausge-
baut werden, daß keines der Sy-
steme den anderen in die Quere 
kommt. Der jeweilige Einsatz er-
folgt gemäß jeweils festgelegter 
Geschwindigkeitsbandbreiten. 
Dies ist nur die erste Generation 
der Magnetschwebetechnik, 
weitere Systeme können durch-
aus noch im Laufe der Zeit ent-
wickelt werden, aber mit den 
genannten Systemen wird end-
lich der erste Schritt in ein Ver-
kehrswesen getan, das ins 21. 
Jahrhundert paßt. 

Es sollten dabei neue Verfah-
ren wie der für den PeopleCar-
goMover vorgeschlagene Frei-
vorbau eingesetzt werden, bei 
dem sich die Trasse gewisser-
maßen von selbst vorwärts-
baut, über eine an moderne 
Gleisbaumaschinen im Eisen-
bahnwesen erinnernde Ma-
schine, die Träger und Schienen-
teile verlegt und sich jeweils 
auf den neuerrichteten Seg-
menten nach vorn voran-
schiebt. Schafft ein solcher 
Gleisbauzug bei der klassischen 
Bahn pro Arbeitsschicht 800 
Meter, so sollte das auch im 
Magnetbahnbau möglich sein. 
Im Idealfall könnte ein Frei-
vorbaugerät 800 Kilometer Ma-
gnetbahntrasse in einem einzi-
gen Jahr errichten - im Betrieb 
rund um die Uhr. Die Patente 
hierfür existieren längst in 
NRW, sie müssen nur endlich 
zur Anwendung kommen!

Die Magnetbahninfrastruk-
tur entkrampft nicht nur den 
Straßenverkehr, sondern stellt 
auch ein schnelles und sicheres 
Transportsystem für den Weg 
von Millionen NRW-Bürgern 
zur Arbeit, zur Schule und zur 
Universität, zum Opern- und 
Theaterbesuch bereit. Die An-
siedlung neuer produktiver In-
dustriebetriebe wird erleichtert, 
selbst in größerer Distanz vom 
Duisburger Hafen. Das Bochu-
mer Opel-Werk beispielsweise 
könnte nach einer Umrüstung 
neben dem klassischen Auto-
mobilbau neue Fertigungsstät-
ten für die Produktion der bei 

den verschiedenen Magnet-
bahnsystemen zum Einsatz 
kommenden Kabinen errich-
ten. Zum Duisburger Hafen ge-
bracht, würden sie von dort 
über den Rhein und die übri-
gen Wasserstraßen in über 100 
Häfen in Deutschland und Eur-
opa und in alle Welt verschifft. 
Der Schiffstransport bietet sich 
vor allem für schwere und sper-
rige Großanlagen, wie Kraft-
werksteile, an, deren versand-
fertige Montage dann zweck-
mäßigerweise in Hafennähe 
erfolgen sollte. Der Duisburger 
Hafen könnte auch genutzt 
werden von einer neu errichte-
ten Raumfahrtindustrie, die 
entlang oder nahe der Hafen-
anlagen Komponenten für 
Raumstationen und -fahrzeuge 
oder sogar ganze Module ferti-
gen könnte, die dann direkt 
von Duisburg zum europä-
ischen Weltraumbahnhof Kou-
rou in Französisch-Guayana 
transportiert würden.

Bergbau -  
nicht von gestern

Die Raumfahrt kann zum neu-
en Standbein der NRW-Indu-
strie werden, wobei bei der Per-
spektive des großflächigen Ab-
baus von Helium-3 (für die 
Kernfusion) und anderer Mate-
rialien auf dem Mond auch die 
nordrhein-westfälische Berg-
bautechnik ins Spiel kommt. 
Automatische Großförderanla-
gen, wie man sie heute bei Aa-
chen im Braunkohletagebau 
sieht, würden den Umständen 
entsprechend angepaßt auch 

auf dem Mond gebraucht. Und 
vielleicht ist so mancher, der 
heute noch Azubi bei Opel in 
Bochum ist, in 20 oder 30 Jah-
ren beim Bau von Raumfahrge-
rät für bemannte Mond- und 
Marsmissionen dabei. Und wa-
rum sollte nicht das Opel-Zei-
chen selbst an Marsrovern zu 
sehen sein? 

Was den von vielen schon 
voreilig totgesagten Bergbau in 
NRW selbst betrifft, so ist die 
Abbautechnik noch lange nicht 
an ihrem Entwicklungsende 
angelangt. Verfahren wie der 
automatisierte Abbau durch 
Direktanbohrverfahren, das 
den Bau weitverzweigter Stol-
lenanlagen ersetzt, ein Projekt 
an der RWTH Aachen, deuten 
an, was an ganz neuen Mög-
lichkeiten existiert. Die Grund-
züge des Verfahrens, das die 
Kohleverstromung durch Zu-
führung von Wasserstoff und 
Sauerstoff direkt am Abbauort 
vornimmt, wurden übrigens 

bereits vor 150 Jahren konzep-
tionell entworfen, so daß es 
wirklich höchste Zeit ist, daß 
man es endlich einmal in einer 
neuen Branche Forschungs-
bergbau ausprobiert und für 
breitere Anwendung nicht nur 
in Deutschland entwickelt.

Kernenergie
Was ebenfalls in NRW fehlt, ist 
schließlich die Kernkraft. Seit 
der ebenso ideologisch wie hy-
sterisch motivierten Einmot-
tung des THTR von Hamm-
Uentrop im Jahr 1989 und des 
Schnellen Brüters von Kalkar 
zwei Jahre später ist Nordrhein-
Westfalen „atomfrei“ - eine Ab-
surdität sondergleichen für ei-
ne Industrieregion, die notge-
drungen einen hohen Energie-
bedarf hat und eine billige und 
effiziente Versorgung mit Strom 
braucht. Kohle und Erdgas sind 
als Grundstoffe für die chemi-
sche Industrie (Kunststoffe, 
Kunstdünger usw.) viel zu wert-
voll, um in Mengen von zehn-
tausenden Tonnen oder Kubik-
metern für die Stromerzeugung 
verfeuert zu werden, während 
zur Erzeugung der gleichen 
Strommenge einige Kilogramm 
Kernbrennstoff und bei der 
Kernfusion sogar nur einige 
Gramm benötigt werden. 

Ganz nebenbei wird bei Kern-
spaltung und Kernfusion auch 
ein Transport- und Entsor-
gungsproblem gelöst, das Koh-
le- und Gaskraftwerke heute 
noch haben. NRW sollte nicht 
nur den hier einst entwickel-

ten, jetzt im südafrikanischen 
Exil auf seinen Einsatz warten-
den HTR als Technologie zu-
rückholen und weiterentwic-
keln, sondern auch den Sprung 
in die Kernfusionsforschung 
tun - einschließlich der Ein-
richtung von Abteilungen für 
Plasmaphysik an den Universi-
täten. Was die RWTH Aachen 
mit der Ausbildung von Zehn-
tausenden Ingenieuren aus al-
ler Welt in 100 Jahren geleistet 
hat, kann bei Pioniertechnolo-
gien wie für die Plasmaphysik 
in den kommenden Jahrzehn-
ten an Rhein und Ruhr wieder-
holt werden. Und NRW sollte 
Produzent von HTRs in Kom-
paktbauweise werden, die am 
Hafen von Duisburg oder in 
dessen Nähe fließbandmäßig 
gebaut und von dort in Spezial-
schiffen direkt in alle Welt ge-
liefert werden können. 

Stahl - auch nicht  
von gestern

Zu den Industrien, die neuge-
gründet werden müssen, gehört 
an erster Stelle die Stahlerzeu-
gung, allein schon wegen des 
enormen Bedarfs an Stahl für 
die geschilderten Infrastruktur-
pojekte. Die 45 Millionen Ton-
nen Rohstahl und 44 Millionen 
Tonnen Walzstahl, die bei 
Thyssen-Krupp und an anderen 
Standorten in Deutschland bis 
zum großen weltwirtschaftskri-
senbedingten Einbruch 2009 
erzeugt wurden, reichen nicht 
aus. Allein 100.000 Neubau-
wohnungen verbrauchen schon 
7 Millionen Tonnen Stahl, je-
weils 6000 Kilometer Magnet-
bahnschiene 10 Millionen Ton-
nen, eine Rheinbrücke 10.000 
Tonnen, ein Kernkraftwerk mit 
1000 Megawatt 100.000 Ton-
nen Stahl beim Bau. Im Bereich 
der kommunalen Infrastruktur 
(Schulen, Kindergärten, Büros, 
Krankenhäuser, Museen und 
Theater) ist der dreifache Stahl-
verbrauch pro Quadratmeter 
bebauter Fläche zu veranschla-
gen, ebenso beim Bau von For-
schungsstätten und anderen 
wissenschaftlichen Einrichtun-
gen. 

Allein NRW braucht mehr 
Stahl als derzeit in ganz 
Deutschland erzeugt wird! Zu-
gegeben: auch der Produktivi-
tätsfortschritt spielte eine ge-
wisse Rolle beim Schrumpfen 
der Stahlarbeitsplätze von 
374.000 im Jahr 1970 auf nur 
noch 95.000 im Jahr 2009, und 
wo früher Tausende von Hän-
den tätig waren, wird die Arbeit 
heute von hochautomatisier-
ten Anlagen auf einige Knopf-
drücke hin erledigt; eine Ver-
doppelung der Arbeitsplätze im 
Stahlbereich wäre aber keines-
wegs zu hoch angesetzt, will 
man auf die Erzeugungskapazi-
tät kommen, die erforderlich 
wäre, um alle geschilderten 
Projekte ausführen zu können. 

Einen zunehmend größeren 
Anteil an Baustrukturmaterial 
werden künftig hochbelastbare 
und korrosionsfeste Industriefa-
sern und Keramikstoffe über-
nehmen können, aber ohne rie-

sige Mengen an Stahl wird es 
auf absehbare Zukunft nicht ge-
hen. Roheisen und Vorproduk-
te können selbstverständlich in 
großen Mengen über den Über-
seeverkehr im Duisburger Hafen 
angelandet werden, aber die Er-
zeugung der teils sehr speziellen 
Stähle für die zahlreichen An-
wendungen in der heimischen 
Industrie erfolgt doch besser vor 
Ort, hier in NRW. 

Finanzierung
Die Reindustrialisierung in 
NRW allein könnte bis zu zwei 
Millionen neuer und hochqua-
lifizierter Arbeitsplätze schaffen, 
bei Investitionen im Umfang 
von 40 Milliarden Euro jährlich. 
Das stellt ein Volumen dar, das 
vom jetzt in seine Endphase ge-
henden monetaristischen Fi-
nanzsystem nicht bereitgestellt 
werden kann, ganz zu schwei-
gen davon, daß es sowieso spe-
kulatives „Investmentbanking“ 
der Vergabe von Industriekredi-
ten vorzieht. Der Staat ist hier 
gefordert als Garantiegeber für 
Langzeitkredite zu Niedrigstzin-
sen, weil die geschilderten Pro-
jekte zumeist Gemeinwohlvor-
haben sind, die nicht den Hand-
lungsprinzipien profitorientier-
ter, ohnehin kurzfristig planen-
der und operierender Privatin-
teressen unterliegen dürfen. Die 
dramatischen Einbrüche bei 
Produktion und Exporten, die 
2008 und 2009 erfolgt sind, weil 
die Krise des monetaristischen 
Systems außer Kontrolle gera-
ten ist und weil die Regierungen 
gezwungen wurden, die Banken 
und Fonds als angeblich „sy-
stemrelevant“ und somit als 
„unterstützungswürdig“ zu be-
handeln auf Kosten der Real-
wirtschaft und der Beschäfti-
gung, dürfen sich nicht wieder-
holen. Systemrelevant sind nur 
Banken, die ihr Geschäft auf die 
Realwirtschaft hin orientieren - 
und solche Banken müssen erst 
aus dem globalisierten moneta-
ristischen Bankenchaos heraus 
durch ein umfassendes Kon-
kursverfahren ähnlich dem 
Glass-Steagall-Gesetz der US-
Regierung unter Präsident F. 
Roosevelt neu begründet wer-
den. 

Was dringend gebraucht 
wird, ist ein gemeinwohlorien-
tiertes neues Finanz- und Kre-
ditsystem, in dem weder Wäh-
rungen noch Staatsanleihen 
Objekte von Spekulanten wer-
den, in dem aber ausreichend 
staatlich abgesicherter Kredit 
für produktive Investitionspro-
jekte bereitsteht. Das Maas-
tricht-System, das solche Kredi-
te eben wegen ihrer staatlichen 
Absicherung verbietet, muß 
deshalb fallen, damit die Bun-
desregierung und die Landesre-
gierungen wie die in NRW wie-
der finanz- und wirtschaftspo-
litische Souveränität erlangen 
und das tun können, was für 
das Wohlergehen ihrer Bürger 
notwendig ist. Und der Start-
knopf für das NRW-Reindu-
strialisierungsprogramm ist die 
Wahl von BüSo-Kandidaten in 
den Landtag!

3-Extra... BüSo in den Landtag! ... www.bueso.de ... 
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Selbst Banker sprechen jetzt 

schon davon, daß die Eurozone 

vor dem Zerbrechen steht,  

internationale Spekulanten  

spekulieren über den CDS-Markt 

gegen den Euro. Jetzt stellt sich 

heraus, daß Wall Street Banken 

der früheren griechischen  

Regierung geholfen haben, die 

Haushaltszahlen zu fälschen und 

so den Beitritt zur Eurozone zu 

erschleichen - für stattliche  

300 Millionen Euro alleine an 

Goldman Sachs!

Die Zusammenbruchskrise 

wird weitergehen, solange nicht 

die folgenden Forderungen der 

BüSo umgesetzt werden:

1. Es muß sofort ein weltweiter 

Glass-Steagall-Standard eingeführt 

werden, d.h. Die von Roosevelt  

eingeführte Trennung von  

kommerziellen Banken und  

Investmentbanken muß wieder 

hergestellt werden.

Giftmüll in den Banken, der  

nie wieder verkäuflich sein wird, 

muß aus den Büchern herausge-

nommen werden, anstatt die  

Steuerzahler mit immer neuen  

„Rettungspaketen“ zu belasten 

und letztlich durch die  

Geldentwertung die Guthaben der 

sogenannten kleinen Leute zu  

vernichten.

2. Die Staaten müssen wieder die 

Souveränität über ihre eigene 

Währung und Wirtschaftspolitik  

erhalten und in einem neuen  

Kreditsystem die Vergabe von  

Krediten ausschließlich für  

Produktion in Industrie und  

Landwirtschaft binden.

3. Es muß umgehend mit einem 

Wiederaufbau der physischen  

Wirtschaft begonnen werden.  

Produktive Vollbeschäftigung muß 

dadurch erreicht werden, daß  

wir wieder auf wissenschaftlichen 

und technologischen Fortschritt 

setzen, und die Avantgarde- 

Technologien wie Transrapid und 

Kugelhaufenreaktor bei uns in 

Deutschland produzieren, anstatt 

zuzuschauen, wie sie in Asien  

gebaut werden. Dann können wir 

selbstbewußt mit diesen Ländern 

beim Ausbau der Eurasischen 

Landbrücke kooperieren.

Tatsache ist, daß die Büso die 

einzige Partei in Deutschland ist, 

die nicht grün ist. Wenn Sie uns 

helfen wollen, Deutschland vor 

dem völligen wirtschaftlichen  

Zusammenbruch zu retten, 

schließen Sie sich uns an! Es 

bleibt nicht viel Zeit, zu handeln!
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Ordentliches Insolvenz-
verfahren der Banken auf 
nationaler Ebene

Keine weiteren Milliarden an 
Steuergeldern oder aus den Druc-
kerpressen der Notenbanken für 
den Giftmüll bankrotter Banken 
oder Spekulanten, sondern ein 
ordentliches Insolvenzverfahren 
der betroffenen Banken. 

Zeitweise Nationalisierung der 
Banken, um die rechtlichen 
Grundlagen dafür zu schaffen, 
den Giftmüll abzuschreiben, die 
Bilanzen in Ordnung zu brin-
gen bzw. nicht überlebensfähige 
Banken zu schließen. Zu diesem 
Zweck Einsetzung kompetenter 
Industriebanker statt Manager, 
die versagt haben.

Der Schutz der Einlagen und 
die Aufrechterhaltung der volks-
wirtschaftlich wesentlichen 
Funktionen staatlich regulierter 
Banken muß gesichert werden.

Ersatz des monetären Systems 
durch ein Kreditsystem, in dem 
staatliche Kredite für  Infrastruk-
tur und andere die Produktivität 
der Wirtschaft steigernde Berei-
che ausgegeben werden, die 
dann über die öffentlichen Ban-
ken an die Firmen weiterge-
reicht werden, die an diesen In-
vestitionen beteiligt sind. 

Für eine „Pecora“-
Untersuchungskommission

Wir brauchen eine  schonungs-
lose Untersuchung der Ursa-
chen der Krise, um durch ent-
sprechende Gesetze eine Wie-
derholung zu verhindern. Die 
verantwortlichen Personen 
müssen identifiziert und zur Re-
chenschaft gezogen werden.

Sofortige Notkonferenz 
souveräner Staaten für ein 
neunes Bretton-Woods-System

Wir befinden uns mitten im Sy-
stemkollaps der globalisierten 
Finanzmärkte. Gegen einen 
chaotischen Zusammenbruch 
hilft nur eine Reorganisation 
des Weltfinanzsystems auf Ver-
anlassung maßgeblicher Regie-
rungen. Eine Gipfelkonferenz 
ähnlich wie 1944 in Bretton 
Woods muß ein neues Kreditsy-
stem schaffen, das sich auf den 
Wiederaufbau der Realwirt-
schaft auf nationaler und inter-
nationaler Ebene konzentriert, 
die Sozialsysteme erhält, den 
Kapitalverkehr regelt, die Spe-
kulation unterbindet und einen 
Großteil der Schulden ab-
schreibt.  

Zu den nötigen Maßnahmen 
gehören: feste Wechselkurse, 
die Schaffung einer National-
bank und souveräne Kontrolle 
über die eigene Währung nach 
den Prinzipien der Physischen 
Ökonomie, wie sie Lyndon La-
Rouche vertritt. 

Neue Weltwirtschafts-
ordnung statt 
„Globalisierung“ 

Globalisierung ist ein brutaler 
Mechanismus zur Senkung des 
Lebensstandards und Zerstö-
rung der Sozialsysteme in den 
alten Industriestaaten, ohne 
daß dieses Produktivpotential 
in den Billiglohnländern ent-
sprechend aufgebaut würde. Die 
Alternative zu diesem neuen 
Feudalismus ist die Zusammen-

arbeit der Nationalstaaten in ei-
ner neuen Weltwirtschaftsord-
nung. 

Die jetzt tonangebenden Fi-
nanzinstitutionen wie IWF und 
Weltbank müssen durch ein Sy-
stem von Nationalbanken unter 
der Kontrolle souveräner natio-
naler Regierungen ersetzt wer-
den. Nein zu einer neuen impe-
rialen „Weltwährung“ wie den 
Sonderziehungsrechten.

Währungshoheit 
wiederherstellen

Da mit dem Scheitern der EU-
Verfassung die EU keine Ge-
schäftsgrundlage mehr hat und 
die EZB als Notenbank privater 
Finanzinteressen die notwendi-
ge Investitionspolitik in den 
einzelnen Ländern blockiert, 
kündigen wir den Maastrichter 
Vertrag, führen die D-Mark wie-
der ein und behalten den Euro 
nur als Verrechnungseinheit. 

Produktive Kreditschöpfung 
für 10 Millionen 
Arbeitsplätze

Oberster Kreditgeber in einem 
souveränen Deutschland ist ei-
ne dem Gemeinwohl verpflich-
tete Bundesbank, die in eine 
Nationalbank umgewandelt 
werden muß. Die Landesban-
ken müssen ihrer ursprüngli-
chen Aufgabe gemäß öffentli-
che Projekte finanzieren. Die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau 
soll über langfristige, niedrig-
verzinste Infrastrukturanleihen 
privates Kapital mobilisieren 
und so, wie nach dem Krieg, 
Kredite an mittel-ständische 
Unternehmen finanzieren

Stabilitätsgesetz von 1967 
anwenden

Vollbeschäftigung ist machbar, 
wenn wir das Stabilitätsgesetz 
von 1967 konsequent anwen-
den. Mit jährlich 200 Mrd. Euro 
(400 Mrd. DM) öffentlicher In-
frastrukturinvestitionen werden 
private Investitionen in ver-
gleichbarer Höhe angeschoben 
und in wenigen Jahren 10 Mio. 
produktive, gut bezahlte Ar-
beitsplätze geschaffen. Vorbild 
ist der Wiederaufbau in den 
50er Jahren oder F.D. Roosevelts 
„New Deal“.

Infrastruktur erhalten  
und ausbauen

Unterlassene Investitionen in 
die Infrastruktur von Kommu-
nen und Bund haben zu einem 
„Investitionsstau“ von mittler-
weile mindestens 1000 Mrd. Eu-
ro geführt. Jetzt muß nicht nur 
dieser Rückstand beseitigt, son-
dern außerdem in neue Projekte 
wie CargoCap, RailCab und 
grenzübergreifende Transrapid-
strecken investiert werden. 

Neue Märkte sind zu erschlie-
ßen durch ein System produkti-
ver, zwischenstaatlicher Kredite 
für große, länderübergreifende 
Infrastrukturprojekte mit staat-
lichen (Hermes-)Bürgschaften. 
Im Rahmen solcher Projekte 
kann auch ein großer Teil des 
Autosektors zur Produktion 
nützlicher Güter wie Transra-
pid, CargoCap, Kernkraftwer-
ken, Traktoren, Erntemaschinen 
etc. umgerüstet und so wertvol-

le Arbeitsplätze und Kapazitäten 
erhalten werden 

Eurasische Landbrücke als 
Friedensordnung

Die Zukunft Europas liegt in der 
Zusammenarbeit souveräner 
Nationen für eine gemeinsame 
Mission des Gemeinwohls und 
nicht in einem militarisierten, 
neuen EU-Empire.

Die Eurasische Landbrücke, 
die nicht nur aus einem Netz 
von Transrapidstrecken, Pipe-
lines, Kernkraftwerken und Ent-
wicklungskorridoren über den 
ganzen Doppelkontinent be-
steht, schafft auch die Grundla-
ge für eine Friedensordnung im 
Sinne des Westfälischen Frie-
dens von 1648, in der die Natio-
nen jeweils auch den „Vorteil 
des anderen“ fördern. 

Die Entwicklung Afrikas  ist 
eine dringliche, gemeinsame 
Mission Europas.

Kernkraft statt Windräder
Ausstieg aus der Subventionie-
rung der unrentablen Wind- 
und Solarenergie, Aufhebung 
des energieverteuernden Ener-
gieeinspeisungsgesetzes. Wie-
dereinstieg im großen Stil in die 
Kernenergie, Bau des inhärent 
sicheren Hochtemperaturreak-
tors. Mehr Mittel für die Kernfu-
sion und den ITER-Forschungs-
reaktor. 

Nein zum Schwindel der 
„menschengemachten Klimaer-
wärmung“; kein CO2-Zertifi-
katehandel!

Paritätspreise für die 
Landwirtschaft

Kostendeckende Erzeugerpreise 
sind Grundvoraussetzung für 
Nahrungsmittelsicherheit. Die 
Nahrungsmittelproduktion 
muß weltweit verdoppelt wer-
den, damit eine wachsende 
Weltbevölkerung ernährt wer-
den kann. Abschaffung der 
WTO!  Keine Produktion von 
Nahrungsmitteln für Biosprit 
und keine Patentierung von 
Saatgut oder Nutztieren durch 
Agrarkartelle. 

Forschen für die Welt  
von morgen

Damit die besten Köpfe im Lan-
de bleiben, müssen sie auch et-
was zu tun bekommen: Wichti-
ge Zukunftsbereiche: Weltraum-
forschung, Terraforming, Kern-
fusion, Nanotechnik, eine „Bio-
logische Verteidigungsinitiati-
ve“ zur Erforschung von AIDS 
u.a. Krankheiten. Die Gefahr 
neuer bedrohlicher Pandemien 
wie der Schweine- und Vogel-
grippe zeigt, daß diese medizini-
schen Forschungsprojekte  eine 
Überlebensfrage für die Mensch-
heit sind.

Humboldts Bildungswesen 
zum Vorbild nehmen

Mehr denken, lernen, forschen 
und erfinden! Schüler sollen in 
der Schule nicht nur dies und 
das auswendig lernen, sondern 
schöpferisches Denken üben, 
ihre Talente entdecken und eine 
Idee davon bekommen, was 
wirkliches Wissen und ein 
„schöner Charakter“ ist. 

Verbot von Killerspielen!

Renaissance der klassischen 
Kultur

Wenn wir die Ideen von großen 
Menschen wie Platon, Nikolaus 
von Kues, Leibniz, Mendels-
sohn, Schiller, Humboldt, Bach, 
Mozart, Beethoven, Gauß, Rie-
mann und Cantor wieder leben-
dig werden lassen, können wir 
wieder zum Volk der Dichter 
und Denker werden. 

Gesundheitswesen retten: 
Keine Nazipolitik durch 
Leistungskürzungen!

Das einst vorbildliche deutsche 
Gesundheitswesen muß wieder-
hergestellt werden! 

Weg mit dem Gesundheits-
fonds! Nein zu Deckelung, Kür-
zung von Leistungen oder Prio-
ritätenlisten für Behandlungen. 
Eine Zweiklassenmedizin, bei 
der das Einkommen die Lebens-
erwartung bestimmt und mit 
der politisch  mörderische Spar-
programme zugunsten der Ret-
tung von Finanzspekulanten 
durchgedrückt werden, ist mit 
dem Grundgesetz unvereinbar. 
Gerade in Deutschland darf die 
Idee, es könnte „zu teure, zu al-
te, zu kranke“ Patienten geben, 
nicht noch einmal toleriert wer-
den!

Abschaffung der unnötigen 
kostspieligen Bürokratie, die 
durch die diversen „Gesund-
heitsreformen“ geschaffen wur-
de; statt dessen ordentliche Be-
zahlung für  Ärzte, Kranken-
schwestern und andere im me-
dizinischen Bereich tätigen Per-
sonen.

Die Solidargemeinschaft der 
Versicherten und das Gemein-
wohl muß wieder Richtschnur 
im Gesundheitswesen werden. 
Nein zu Triage und Euthanasie!  

Renten sichern durch 
Wirtschaftswachstum

Keine Privatisierung der Gesetz-
lichen Rentenversicherung. Das 
akute Defizit in der Rentenkasse 
wird sofort verschwinden, wenn 
die Investitions-offensive Mil-
lionen Menschen wieder in Ar-
beit bringt. Auch das demogra-
phische Problem ist lösbar durch 
eine wachsende Produktivität 
der Gesamtwirtschaft, die u.a. 
in höheren Realeinkommen 
zum Ausdruck kommt. 

Nein zum Lissabon-Vertrag 
- Hände weg vom 
Grundgesetz!

Eine Verfassung ist dazu da, ge-
rade in Krisenzeiten Richtschnur 
und Maßstab der Politik zu sein. 
Deshalb Nein zum grundgesetz-
widrigen und diktatorischen 
Lissabon-Vertrag! 

Auch Gesetze wie Hartz IV, die 
das Wesen der Bundesrepublik 
als sozialer und auf dem Ge-
meinwohl basierenden Republik 
zerstören, sind abzulehnen. 

Dasselbe gilt für neue Gesetze, 
die angeblich der Abwehr des 
Terrorismus dienen. Keine Be-
teiligung an Angriffskriegen, 
kein Einsatz der Bundeswehr im 
Innern als Polizeiersatz.

Nein zum Kampfeinsatz in Af-
ghanistan! Statt dessen Beteili-
gung an einer effektiven Be-
kämpfung von internationalem 
Drogenhandel und Geldwä-
sche.

Erst kommen die Menschen!
Das Kurzprogramm der BüSo
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